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„Die terroristen im Hambacher Forst“: im Landtag wird der ton rau, Politiker sehen Handlungsbedarf. Polizei und Justiz haben es schwer, recht durchzusetzen.

EinWald, indemderStaatnichtviel zusagenhat
Von Marlon GeGo

Merzenich/Düren/Köln. Ingo
Mitschke war allein, als er die
Nachricht überbringen wollte,
dass der Hambacher Forst zu-
nächst mal nicht geräumt wird.
Eine gute Nachricht, zumindest
für die Aktivisten. Mitschke war in
Zivil, er stieg aus seinem Auto und
suchte das Gespräch mit sieben
Aktivisten, die er am Waldrand
traf. Mehr Aktivisten kamen
hinzu, es dauerte nicht lange, da
stand Mitschke etwa 40 Ver-
mummten gegenüber, die Stim-
mung war nicht gut. Mitschke
wurde aufgefordert, wenn über-
haupt, dann Englisch zu sprechen,
damit alle ihn verstehen können.
Kurz darauf kam ein Vermummter
auf Mitschke zu und schlug ihm
mit der Faust insGesicht, ein ande-
rer bespuckte ihn. Ingo Mitschke,
das sollte man in diesem Zusam-
menhang wissen, ist Polizist.

Die Nachrichten aus dem Ham-
bacher Forst nehmen diesen
Herbst kein Ende, und fast immer
stehen im Mittelpunkt dieser
Nachrichten die Aktivisten. Der
Eindruck verfestigt sich, dass die

Dinge im Hambacher Forst end-
gültig aus dem Ruder zu laufen be-
ginnen, dass der Staat sich in Ge-
stalt der Polizei seit mehr als fünf
Jahren von den Aktivisten dort
vorführen lässt.

Als das Oberverwaltungsgericht
Münster vergangeneWoche einen
vorläufigen Rodungsstopp ver-
hängte, dachten viele, nun würde
bis zur weiteren Entscheidung des
Gerichts erst mal Ruhe einkehren.
Doch das Gegenteil war der Fall.
Noch amAbend des Tages, an dem
die weitere Rodung untersagt
wurde, flogen imHambacher Forst
wieder Steine auf die Polizei, so
teilte es das Aachener Polizeipräsi-
dium mit. Als tags darauf Haupt-
kommissar Mitschke von einem
der Aktivisten ins Gesicht geschla-
gen wurde, war die nächste Stufe
der Eskalation erreicht. Im Blog
der Aktivisten, die den Angriff auf
Mitschke leugnen, hieß es: „Als ich
heute hörte, dass der Kontaktbulle
(...) geschubst wurde, hatmich das
sehr gefreut. Auch wenn ich mir
gewünscht hätte, dass er tatsäch-
lich eins in die Fresse bekommen
hätte.“

„Schockierende Zustände“

Der Landtagsabgeordnete Guido
van den Berg (SPD) aus Greven-
broich sagtewährend einer Aktuel-
len Stunde zur Situation im Ham-
bacher Forst vergangene Woche,
dass dieGewalt dort „von einer au-
tonomen Szene ausgeht“. Von
Menschen also, „die unseren Staat
und unsere Demokratie ablehnen
und abschaffen wollen und glau-
ben, mit Anarchie eine bessere
Welt herbeizuführen“. Der FDP-
Abgeordnete Ralph Bombis sprach
von „Chaos- und Krawalltouristen
aus ganz Europa“.

Im Hambacher Forst hat sich
eine linksextreme Gruppe festge-
setzt, die, wenigstens zum Teil, aus
Staatsfeinden mit Hafterfahrung
besteht. Keine neue Erkenntnis, sie
ist nurmittlerweile auch in der Po-
litik angekommen. Diese Erkennt-
nis hilft, das respektlose Verhalten
gegenüber Polizisten wie Ingo
Mitschke zu verstehen und auch
das, was sich seit Jahren in denGe-
richtssälen der Region zuträgt.

Vor einigen Tagen schickte Dü-
rens Landrat Wolfgang Spelthahn
(CDU), qua Amt auch Leiter der
Dürener Polizei, einen Brief an
Nordrhein-Westfalens Justizminis-
ter Peter Biesenbach (CDU), dem
er einen internen Polizeibericht
über eine skandalöse Gerichtsver-
handlung am Amtsgericht Düren
beilegte. In diesem Prozess musste
sich eine Aktivistin unter anderem
wegen Widerstandes gegen Poli-
zeibeamte verantworten, zwei Po-
lizisten waren als Zeugen geladen.
Wie bei solchen Verhandlungen
üblich, saßen im Publikum über-

wiegend Aktivisten, die die Beam-
ten während der Verhandlung
lauthals als „Lügner“, „Lügenzeu-
gen“ und „Schweine“ beschimpf-
ten. „Der Staatsanwalt bat die
Richterin, diese Zwischenrufe zu
unterbinden“, heißt es in dem Be-
richt. Doch die Richterin ließ die
Aktivisten gewähren.

ImGericht habe eine Geräusch-
kulisse wie auf dem
Schulhof geherrscht, Le-
bensmittel seien durch
den Saal geworfen wor-
den, Aktivisten hätten
im Gericht Stühle,
Wände, Bänke und Toi-
letten beschmutzt. Im
Bericht der Polizei ist von
„schockierendenZustän-
den“ die Rede. Später
habe die Richterin gesagt, sie hätte
für sich herausgefunden, „dass die
deeskalierende Verhandlungsfüh-
rung mit dieser Art von Personen-
kreis am sinnigsten sei“.

Auch im Kölner Verwaltungsge-
richt benahmen sich einige Akti-
visten Ende November derart da-
neben, dass manchem angst und
bange wurde. Ein leitender Ange-
stellter von RWE wurde offen be-
droht, ein Aktivist schrie ihm vor
demSaal „ein Baum, ein Strick, ein
Schuss insGenick“ insGesicht, ein
anderer bezeichnete ihn als „Ver-

brecher“. Während der Urteilsver-
kündung stiegen Aktivisten auf
Stühle und hielten ein Plakat
hoch, auf dem zu lesen war, dass
das Urteil schon vorher festgestan-
den habe. Ein Justizbeamter, der
mehrere Prozesse gegen Aktivisten
aus dem Hambacher Forst beob-
achtet hat, sagte unserer Zeitung,
dass Schilderungen wie die aus

Köln und Düren bei Prozessen ge-
gen Aktivisten „vollkommen üb-
lich“ seien.

Über die Jahre ist so der Ein-
druck entstanden, dass die Aktivis-
ten sehr bewusst die Liberalität des
Staates ausnutzen. Beleidigungen,
Hausfriedensbruch oder das Stö-
ren von Gerichtsverhandlungen
gehörennicht zu denDelikten, die
Polizei und Staatsanwaltschaftmit
übermäßigem Ehrgeiz verfolgen,
schon gar nicht dann, wenn sie
massenhaft begangenwerden. An-
gesichts viel schwererer Straftaten

und Personalmangel bei der Poli-
zei und in der Justiz haben die Er-
mittlungsbehörden, haben auch
die Gerichte kaum Kapazitäten,
solche Straftaten mit Nachdruck
zu verfolgen. Weil noch dazu nur
sehr wenige der Aktivisten na-
mentlich bekannt sind, ist der
Staat imHambacher Forst oft nicht
mehr in der Lage, geltendes Recht
durchzusetzen.Der Staat erscheint
hilflos und schwach.

Man braucht kein Freund des
Braunkohleabbaus zu sein, umdie-
sen Zustand bedenklich zu finden.

NRW-Innenminister Herbert
Reul (CDU) sprach im Innenaus-
schuss vor einigenWochen von ei-
ner „Null-Toleranz-Strategie“, die
auch gegenüber den Aktivisten
gelte. Doch in der Realität bleibt
von dieser Strategie kaum etwas
übrig. Wer sich nicht identifizie-
ren lassen will, den muss die Poli-
zei laufen lassen, jedenfalls dann,
wenn er nicht im Verdacht steht,
schwere Straftaten begangen zu
haben. So entstand während der
„Ende Gelände“-Proteste Anfang
November die absurde Situation,
dass von 1330Demonstranten, die
rechtswidrig in den Tagebau Ham-
bach liefen, zunächst nur ein ein-
ziger identifiziert werden konnte.

UmZwangsmittel bei der Identi-
fizierung der 1329 Menschen an-

wenden zu können, die ihre Perso-
nalien nicht freiwillig abgeben
wollten, hätte die Polizei 1329
richterliche Beschlüsse gebraucht.
Der für die Einsätze rund um den
Hambacher Forst zuständige Aa-
chener Polizeipräsident Dirk
Weinspach weiß, dass er diesen
Versuch gar nicht erst zu unter-
nehmen braucht, schon gar nicht,
wenn es lediglich um Hausfrie-
densbruch geht. Deswegenwerden
diemeisten dieser 1330mutmaßli-
chen Hausfriedensbrüche wohl
ohne Konsequenz bleiben.

Sehr ähnlich ist die Situation bei
den Aktivisten im Hambacher
Forst. Hin und wieder muss je-
mand sich vor Gericht verantwor-
ten, manche Aktivisten waren
auch schon kurzfristig in Untersu-
chungshaft. Aber wirklich spür-
bare Konsequenzenhatten die jah-
relange Besetzung des Hambacher
Forstes und zahllose darin began-
gene Straftaten nur sehr selten.

Die Aktivisten führen zur Legiti-
mation von Gewalt auch gegen
Menschen die moralische Überle-
genheit ihrer Position an. „Wenn
mir wegen geltendem Recht die
Hände gebunden sind, dann liegt
es in meiner Verantwortung, diese
Ketten zu sprengen und mich ge-
gen die zu stellen, die für diese ver-
antwortlich sind“, heißt es imBlog

der Aktivisten. Damit stellen zu-
mindest einige der Aktivisten ihre
persönlichen Moralvorstellungen
über geltendes Recht.Würde das in
Deutschland jeder tun, versänke
das Land imChaos.

Die Entstehung von Gesetzen,
schreibt der deutsche Rechtsphilo-
soph Eric Hilgendorf, werde von
den „moralischenÜberzeugungen
des Gesetzgebers und der auf ihn
einwirkenden Öffentlichkeit“ be-
stimmt. Dass der Braunkohleaus-
stieg kommt und kommen muss,
dass weitere Anstrengungen not-
wendig seinwerden, umnoch eine
Chance zu haben, den Klimawan-
del aufzuhalten, gehört in
Deutschland auch dank der Arbeit
vieler Umweltschutzverbände
mittlerweile zum Allgemeinwis-
sen. Wann und wie das alles zu or-
ganisieren ist, entscheidet aber der
Gesetzgeber, also die Parlamente
unddie ihnen angehörenden, vom
Volk gewählten Abgeordneten.

Während der Aktuellen Stunde
imLandtag vergangeneWoche be-
zeichneten zwei Abgeordnete von
CDU und FDP die Aktivisten als
„Terroristen“, es war das erste Mal,
dass dieser Begriff in der Debatte

um den Hambacher Forst in offizi-
ellem Rahmen fiel. Die Tonart im
Landtag ist rauer geworden, und es
gibt Anzeichendafür, dass die Poli-
tik nicht mehr länger bereit ist,
sich die seit Jahren stagnierende Si-
tuation imHambacher Forstweiter
anzusehen. Zumal die vielen Poli-
zisten, die in den Einsätzen dort
immer wieder hinzugezogen wer-
denmüssen, auch an anderen Stel-
len dringend gebraucht werden.

Dochwas genau könnte sich än-
dern?

Der AbgeordneteGuido vanden
Berg glaubt, der Schlüssel liege bei
der zuständigen Aachener Staats-
anwaltschaft. Gegenüber unserer
Zeitung sagte van den Berg, die Be-
hörde lasse es bislang am „nötigen
Strafverfolgungswillen“ fehlen. Bei
den „Ende Gelände“-Protesten in
Brandenburg 2016 habe die dor-
tige Staatsanwaltschaft mehrere
Haftbefehle gegen Aktivisten er-
wirkt. „Der Ermittlungsdruck
muss bei uns einfach höher wer-
den“, sagte van den Berg.

Eine dringende Nachricht

Die Pulheimer CDU-Abgeordnete
Romina Plonsker erklärte auf An-
frage unserer Zeitung, dass es
„nicht hilft, Polizei und Justiz ge-
geneinander auszuspielen“. Um
Rechtsstaatlichkeit imHambacher
Forst durchzusetzen, „brauchen
wir ein starkes Zusammenwirken
aller zuständigen Institutionen“.

Dass sich im Hambacher Forst
nach dem Angriff auf Ingo
Mitschke etwas ändern könnte, be-
legen auch zwei Stellungnahmen.
Der AachenerWaldführerMichael
Zobel, der die Aktivisten im Laufe
der Jahre mit Tausenden Euro un-
terstützte, die er bei seinenmonat-
lichen FührungendurchdenHam-
bacher Forst von Teilnehmern ein-
gesammelt hat, distanzierte sich
per Mail ungewohnt deutlich von
der Gewalt im Wald. Und die seit
Jahren gegen den Tagebau Ham-
bach protestierende Initiative
„Buirer für Buir“ teilte via Face-
book mit: „Wer in Kauf nimmt
oder sogar die Absicht hegt, dass
Menschen in diesem Konflikt um
die Zukunft geschädigt oder ge-
fährdet werden, nimmt uns ge-
nauso die Lebensqualität wie RWE
mit seinen Rodungen.“

Diese Nachricht in die Welt zu
setzen,muss der Initiative ein drin-
gendes Anliegen gewesen sein:
Verfasst wurde sie sehr bald nach
demAngriff auf IngoMitschke. Als
Zeitpunkt der Veröffentlichung
gibt Facebook 2.36 Uhr an.

„ein Baum, ein Strick, ein
Schuss ins Genick.“
EiN AKtiviSt Zu EiNEM lEitENDEN
RWE-ANgEStElltEN voR EiNEM
gERicHtSSAAl iN KölN

„Viele Menschen, die
am Hambacher Forst
aktiv sind, unterstützen
die terroristen im
Hambacher Forst.“
RoMiNA PloNSKER (cDu),
lANDtAgSAbgEoRDNEtE

„Mein einfluss ist
begrenzt, instrumenta-
lisieren lasse ich mich
nicht. ich will weiter an
friedliche Formen der
Auseinandersetzung
und an friedliche
Lösungen für
unfriedliche themen
glauben.“
MicHAEl ZobEl, WAlDFüHRER

Der Hambacher Forst vergangeneWoche: Die Polizei stellte mit chemischen Substanzen gefüllte Christbaumkugeln (oben l.) und auf Zufahrtstraßen
ausgelegte Nagelbretter sicher. Außerdemwurden einsatzfahrzeuge durch Steinwürfe beschädigt. Fotos: Polizei Aachen

„Hambi“, das ist der Hambacher Forst: Die dortigenAktivisten sind keineswegs nur Umweltschützer, sondern wenigstens zumteil linksextremeAnar-
chisten. ihr Ziel ist neben der rettung des Hambacher Forsts, die Demokratie in Deutschland abzuschaffen. Foto: Archiv/dpa


